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Zielsetzung und Gang der Untersuchung 

Zulassungsverfahren  für umweltrelevante Großvorhaben sind durch eine breite 
Verfahrensbeteiligung  der Öffentlichkeit  geprägt. Sie eröffnen  Dritten bereits vor 
Erlaß der Verwaltungsentscheidung das Recht, Einwendungen gegen das geplante 
Vorhaben zu erheben, die dann Gegenstand in einem von der Behörde anzuberau-
menden Erörterungstermin sind. Diese Einwendungsbefugnis ist an die Beachtung 
bestimmter Fristen geknüpft. Eine Fristversäumnis führt  zum Einwendungsaus-
schluß, der sog. Präklusion.1 Hinsichtlich der Reichweite dieses Ausschlusses ist 
zu differenzieren:  Beschränkt sich seine Wirkung auf das weitere Verwaltungsver-
fahren, spricht man von formeller 2 Präklusion; wird hingegen auch ein sich an-
schließendes Rechtsbehelfsverfahren  erfaßt,  von materieller Präklusion.3 Damit 
liegt die materielle Präklusion im Schnittpunkt des Verwaltungsverfahrens-,  Ver-
waltungsprozeß- und materiellen Rechts. Wegen dieser strukturellen Besonderheit 
ist ihre rechtskonstruktive Einordnung ein schwieriges Unterfangen, über dessen 
Ausgang bis heute keine Einigkeit erzielt werden konnte (A). Neben dieser dogma-
tischen Herausforderung  geben zwei jüngere Entwicklungen Anlaß, das hier the-
matisierte Rechtsinstitut erneut in den Blick zu nehmen: Hinzuweisen ist zunächst 
auf die fortschreitende  „Europäisierung" der nationalen Rechtsordnungen, die 
längst auch das deutsche Verwaltungsrecht erfaßt und modifiziert  hat. Insoweit gilt 
es zu klären, ob und gegebenenfalls mit welchen Folgen dieser Prozeß auch auf 
das Institut der materiellen Präklusion einwirkt (B). Daneben ist einer rein nationa-
len Entwicklung Rechnung zu tragen. Getrieben von der Sorge um den „Wirt-
schaftsstandort  Deutschland" und die dadurch angeregte Neuauflage der Diskussi-
on über die Beschleunigung der Planfeststellungs- und Genehmigungsverfahren 
hat der Gesetzgeber das Einsatzfeld der materiellen Präklusion, das sich ursprüng-
lich allein auf das Recht der Genehmigung von Großanlagen konzentrierte,4 

1 Der Begriff  Präklusion geht auf das lateinische Verb praecludere  zurück, das soviel wie 
verschließen, ausschließen oder versperren bedeutet. In der Rechtssprache wird unter Präklu-
sion allgemein der Verlust einer Rechtsstellung unter bestimmten Voraussetzungen verstan-
den, Köbler,  Juristisches Wörterbuch, 8. Aufl. 1997, S. 300; Creifelds,  Rechtswörterbuch, 
15. Aufl. 1999, S. 999. 

2 Vereinzelt wird auch von unechter (Ipsen,  DVB1. 1980, 146, 150) oder verwaltungsver-
fahrensrechtlicher  {Papier,  NJW 1980, 313, 314) Präklusion gesprochen. 

3 So die allgemein übliche Terminologie, vgl. nur Ronellenfitsch,  VerwArch. 74 (1983), 
369 (372); Brandt,  NVwZ 1997, 233 f. jeweils m. w. N. 

4 Im Recht der Planfeststellung führte eine Versäumnis der Einwendungsfrist  regelmäßig 
nur zu einer formellen Präklusion. Eine Ausnahme bildete insoweit lediglich § 17 Abs. 3 
i.V.m. Abs. 4 WaStrG a. F. (heute § 17 Nr. 5 S. 1, Hs. 1 WaStrG), dem das BVerwG (E 66, 
99, 106) im Jahre 1986 prozessuale Wirkung zusprach. 
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schrittweise auf das gesamte Fachplanungsrecht des Bundes erweitert.5 Mit Erlaß 
des Gesetzes zur Beschleunigung von Genehmigungsverfahren  (GenBeschlG) am 
12. 9. 19966 hat diese Entwicklung in Gestalt des fachgebietsübergreifenden  § 73 
Abs. 4 S. 3 VwVfG 7 zuletzt das allgemeine Planfeststellungsrecht und damit ihren 
vorläufigen Höhepunkt erreicht. Die Bedeutung dieser Novellierung liegt vor al-
lem in der Vereinheitlichungs- und Leitfunktion, die das Verwaltungsverfahrensge-
setz des Bundes gegenüber den (allgemeinen) VerwaltungsVerfahrensgesetzen  der 
Länder wahrnimmt.8 Zukünftig ist daher auch mit einer verstärkten landesrechtli-
chen Präsenz der materiellen Präklusion zu rechnen.9 Endgültig in die allgemeine 
Aufmerksamkeit  aber würde dieses Institut rücken, wenn die Versuche der Länder 
Baden-Württemberg und Bayern Erfolg hätten, materielle Präklusionsnormen im 
Βaugenehmigungsverfahren  zu installieren. Angesichts dieser Entwicklung stellt 
sich die Frage, ob die Überlegungen und Kautelen, aufgrund derer die verfassungs-
rechtliche Zulässigkeit der materiellen Präklusion in den Verfahren  der Genehmi-
gung von Großanlagen bejaht wurde,10 auf die neuen Anwendungsbereiche dieses 
Rechtsinstituts übertragen werden können (C und D). 

5 Durch das dritte Rechtsbereinigungsgesetz vom 28. 6. 1990 (BGBl. I, S. 1221) ist die 
materielle Präklusion zunächst in § 17 Abs. 4 S. 1 FStrG und § 36 d Abs. 2 S. 1 BBahnG 
(mittlerweile § 20 Abs. 2 S. 1 AEG) verankert worden; durch das Planungsvereinfachungs-
gesetz vom 17. 12. 1993 (BGBl. I, S. 2123) dann in § 29 Abs. 4 S. 1 PBefG und § 10 
Abs. 4 S. 1 LuftVG. Auch im Magnetschwebebahnplanungsgesetz (MBP1G) vom 23. 11. 
1994 (BGBl. I, S. 3486) ist in § 5 Abs. 2 S. 1 ein materieller Einwendungsausschluß vorge-
sehen. 

6 BGBl. I, S. 1354. 
7 Die Abkürzung „VwVfG" steht hier und im weiteren Verlauf der Untersuchung für das 

Verwaltungsverfahrensgesetz  des Bundes. Bei Verweisen auf die Verwaltungs Verfahrensge-
setze der Länder wird das Kürzel „VwVfG" durch entsprechende Zusätze ergänzt. 

8 In den Vorbemerkungen zum Entwurf des GenBeschlG hat die Bundesregierung (BT-
Drucks. 13/3995, S. 2) ausdrücklich darauf hingewiesen, daß die „zur Verfahrensvereinfa-
chung und -beschleunigung notwendige Wahrung des Gleichklangs von Bundes- und Landes-
verwaltungsverfahrensgesetzen"  „eine Übernahme der Regelungen des vorliegenden Ent-
wurfs in die Landesverwaltungsverfahrensgesetze"  erfordere. 

9 Zum Stand der Anpassung des allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechts  der Länder an 
die Neufassung des § 73 Abs. 4 S. 3 VwVfG siehe Sodan,  DVB1. 1999, 729 (730). Einige 
Länder haben diese Entwicklung bereits vor Erlaß des § 73 Abs. 4 S. 3 VwVfG n. F. antezi-
piert und das Institut der materiellen Präklusion im Landesstraßen- und Landes wasserstraßen-
recht installiert. Im Landesstraßenrecht ζ. B.: § 39 Abs. 3 S. 1 BbgStrG; § 45 Abs. 8 S. 1 
StrWG MV; § 39 Abs. 3 a S. 1 StrWG NW; § 39 Abs. 5 S. 1 SächsStrG; § 37 Abs. 6 S. 1 StrG 
LSA. Im Landes wasserstraßenrecht z. B. § 148 Abs. 1 S. 4 LWG NW. 

1 0 Die erste Wy/z/-Entscheidung des BVerwG (E 60, 297 ff.)  und der diese bestätigende 
Sasbach-Beschluß des BVerfG (E 61, 82 ff.)  beendeten zu Beginn der achtziger Jahre zumin-
dest für die Praxis die mehr als zwanzig Jahre andauernde Diskussion um die Verfassungsmä-
ßigkeit der materiellen Präklusion im Atom- und Immissionsschutzrecht. 



Α. Wirkung und dogmatische Einordnung 
der materiellen Präklusion 

I. Wirkung im Verwaltungsverfahren 

Die Wirkungen der materiellen Präklusion im Verwaltungsverfahren  hat der Ge-
setzgeber eingehend geregelt, wobei er auch in diesem Bereich zwischen den Zu-
lassungsformen Genehmigung und Planfeststellung differenziert.  Im Anlagenge-
nehmigungsrecht führt  die materielle Präklusion zum Ausschluß vom gesamten 
weiteren Verwaltungs verfahren:  Der Präkludierte verliert den Anspruch auf Teil-
nahme am Erörterungstermin 11 und auf Behandlung der verspäteten Einwendung 
im Termin. Er wird weder von der Verlegung des Termins unterrichtet12 noch kann 
er eine Zustellung des Genehmigungsbescheids verlangen.13 Im Verfahren  der 
Planfeststellung verbleiben hingegen zumindest dem durch das geplante Vorhaben 
in seinen rechtlich geschützten Interessen Betroffenen 14 der Anspruch auf Teilnah-
me am Erörterungstermin 15 einschließlich der damit verbundenen Anhörungs- und 
Mitwirkungsrechte16 sowie das Recht auf Zustellung des Planfeststellungsbe-
schlusses.17 Entscheidend - und beiden Verfahrenstypen  gemeinsam - ist jedoch 
der Umstand, daß der Präkludierte den Anspruch auf Erhebung und Behandlung 
seiner Einwendungen im weiteren Verwaltung s verfahren  verliert. Diese Wirkung 
kann die Behörde weder durch eigenmächtige Fristverlängerung aufweichen noch 
durch einen Verzicht umgehen.18 Die Pflicht der Behörde, den für die Entschei-

11 Exemplarisch § 10 Abs. 6 S. 1 BImSchG bzw. § 18 Abs. 1 S. 2 der 9. BImSchV. 
12 Exemplarisch § 17 Abs. 2 S. 1 der 9. BImSchV 
13 Exemplarisch § 10 Abs. 7 BImSchG. 
1 4 Nicht jeder Einwendungsberechtigte im Sinne des § 73 VwVfG ist zugleich Rechtsbe-

troffener.  Der Begriff  des Rechtsbetroffenen  ist vielmehr enger und umfaßt nur denjenigen, 
dessen Rechte oder rechtlich geschützte Interessen von dem Vorhaben berührt werden. Ein-
wendungsberechtigt ist gem. § 73 Abs. 4 S. 1 VwVfG hingegen jeder, „dessen Belange durch 
das Vorhaben berührt werden". Dazu zählen neben rechtlichen auch eigene wirtschaftliche, 
ideelle oder ökologische Interessen, vgl. Steinberg,  Fachplanung, 2. Aufl. 1993, § 3 Rn. 81 
(S. 129 f.); Bonk,  in: Stelkens/Bonk/Sachs (Hrsg.), VwVfG, 5. Aufl. 1998, § 73 Rn. 67, 95; 
Busch, in: Knack (Hrsg.), VwVfG, 6. Aufl. 1998, § 73 Rn. 7.1.1. f.; Ule /Laubinger,  Verwal-
tungsverfahrensrecht,  4. Aufl. 1995, § 40 Rn. 37. 

1 5 Exemplarisch § 73 Abs. 6 S. 1 VwVfG („den Betroffenen  sowie den Personen, die Ein-
wendungen erhoben haben"). 

16 BVerwG, UPR 1998, 346 (346). 
17 Exemplarisch § 74 Abs. 4 S. 1 VwVfG. 
is BVerwG, NVwZ 1997, 391 (393); NVwZ 1998, 998; NVwZ-RR 1999, 162; Bonk  (Fn. 

14), § 73 Rn. 77; vgl. auch Busch (Fn. 14), § 73 Rn. 7.4.3. 

2 Oexle 


